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Sachbericht 

Der Bund hat die Einführung des sogenannten Deutschlandtickets als Nachfolger des 9€-Tickets zum 

01.05.2023 beschlossen. Das Ticket ist seit dem 03.04.2023 zum monatlichen Bezugspreis von 49,00€ 

erhältlich.  

 

Der Kreis Unna bietet seinen Mitarbeitenden bislang ein Jobticket mit einem ermäßigten Großkundenrabatt 

an. Zuschüsse oder Zuwendungen an Mitarbeitende werden nicht gewährt, lediglich der von der VKU 

gewährte Großkundenrabatt wird an die Mitarbeitenden weitergegeben. 

 

Es besteht nunmehr für alle Arbeitgeber die Möglichkeit, den Mitarbeitenden das Deutschlandticket durch 

Gewährung eines Arbeitgeberzuschusses zu einem rabattierten Preis als Jobticket anzubieten.  

 

Um die Attraktivität als Arbeitgeber weiterhin zu steigern, gleichzeitig zum Klima- und Umweltschutz 

beizutragen und für alle Mitarbeitenden die Nutzung des ÖPNV noch attraktiver zu machen, könnte auch der 

Kreis Unna den Mitarbeitenden einen Arbeitgeberzuschusses zum Deutschlandticket gewähren. Der Zuschuss 

soll insbesondere einen zusätzlichen Anreiz bieten, für die Fahrt zwischen Wohnung und Arbeitsstätte auf die 

Nutzung des eigenen Fahrzeuges zu verzichten und stattdessen den ÖPNV zu nutzen.  

 

Hierbei handelt es sich um eine Leistung, die bislang nicht durch Tarif- oder Besoldungsrecht abgedeckt ist. 

Im Rahmen politischer Diskussionen und derzeit stattfindenden Tarifverhandlungen ist nach hiesiger 

Auffassung mit Regelungen für den öffentlichen Dienst zu rechnen. Andere Bundesländer (z.B. Hessen) 

verfügen bereits über entsprechende Rahmenbedingungen.  

 

Derzeit nutzen ca. 100 Mitarbeitende das bisher angebotene Jobticket, aufgrund zahlreicher Nachfragen im 

FD 11 und der Attraktivität des Deutschlandtickets insgesamt wird mit einer deutlichen Steigerung gerechnet.  

 

Den Mitarbeitenden soll künftig ein Arbeitgeberzuschuss wie folgt gewährt werden: 

 
 49,00 €  Gesamtpreis Deutschlandticket 
- 12,25 €                Zuschuss Kreis Unna 
-   2,45 €                Zuschuss Bund______________  
= 34,30 €               Gesamtpreis für Ticketinhaber  

 

Bei Gewährung des Arbeitgeberzuschusses in Höhe von 25% (12,25€) pro Ticket gewährt der Bund über die 

Verkehrsunternehmen nochmals einen Rabatt von 5% auf das Deutschlandticket. Für die Mitarbeitenden 

würde sich der monatliche Preis somit auf 34,30€ reduzieren. 

 

Der jährliche Gesamtaufwand je 100 MA würde sich auf insgesamt 14.700,00€ belaufen. 

 

Die Zahlung von zusätzlichen Arbeitgeberleistungen – wie etwa einem Arbeitgeberzuschuss zum Job-Ticket – 

wird im Geltungsbereich des TVöD derzeit durch § 18a TVöD-V (Alternatives Entgeltanreizsystem zum LOB) 

ermöglicht. Weitergehende tarifvertragliche oder besoldungsrechtliche Grundlagen bestehen derzeit nicht, 

so dass es sich bei der Gewährung des Arbeitgeberzuschusses außerhalb der Regelungen des § 18a TVöD 

zurzeit um eine außertarifliche Leistung handelt. 

 

Sollten bis zum Ende des Jahres 2023 keine tarifvertraglichen bzw. besoldungsrechtlichen Veränderungen die 

dauerhafte Gewährung des o.g. Zuschusses ermöglichen, ist beabsichtigt, die benötigten Mittel aus dem 

LOB-Budget, in analoger Anwendung des § 18a TVöD, bereitzustellen.  
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Im Vorgriff auf die zu erwartenden tariflichen und besoldungsrechtlichen Regelungen soll den 

Mitarbeitenden der Arbeitgeberzuschuss daher zunächst unter dem Vorbehalt einer möglichen 

Rückforderung, wie oben beschrieben, gewährt werden. 
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